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Auf Grund des § 7 Abs. 2 Nr. 2 und des § 86 Abs. 2 Nr. 3 des Hochschulgesetzes in der 
Fassung vom 19. November 2010 (GVBl. S. 464), zuletzt geändert durch Artikel 21 des Ge-
setzes vom 19. Dezember 2018 (GVBl. S. 448), BS 233-41, hat der Fachbereichsrat des 
Fachbereichs 4: Informatik am 05. Juni 2019 die folgende Gemeinsame Prüfungsordnung 
für die Bachelor- und Masterstudiengänge des Fachbereichs Informatik an der Universität 
Koblenz-Landau beschlossen. Diese Prüfungsordnung hat die Präsidentin der Universität 
Koblenz-Landau am 09. Juli 2019 genehmigt. Sie wird hiermit bekannt gemacht.  
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I. Gemeinsame Bestimmungen für alle Studiengänge  

§ 1  
Geltungsbereich  

Diese Ordnung regelt die Prüfung in den Bachelorstudiengängen (Bachelorprüfung) und den 
Masterstudiengängen (Masterprüfung) des Fachbereichs 4: Informatik an der Universität 
Koblenz-Landau.  

 

§ 2  
Teilnahme an Prüfungen  

An einer Prüfung kann nur teilnehmen, wer zum Zeitpunkt der Prüfungs- oder Studienleis-
tung ordnungsgemäß in dem jeweiligen Studiengang an der Universität Koblenz-Landau 
eingeschrieben und nicht beurlaubt ist sowie seinen Prüfungsanspruch noch nicht verloren 
hat; § 67 Abs. 4 HochSchG (Frühstudierende) bleibt unberührt.  

 

§ 3  
Meldung zur ersten Modulprüfung und zur  

Bachelor- bzw. Masterprüfung  

(1) Mit der Meldung zur ersten Modulprüfung erfolgt die Meldung und Zulassung zur Ba-
chelor- bzw. Masterprüfung.  

(2) Mit der Meldung zur ersten Modulprüfung ist eine Erklärung darüber abzugeben,   

1. ob die Kandidatin oder der Kandidat bereits eine Abschlussprüfung an einer Hochschule 
in Deutschland endgültig nicht bestanden hat oder ob sie oder er sich in einem nicht ab-
geschlossenen Prüfungsverfahren an einer Hochschule in Deutschland befindet,  

2. ob und ggf. wie oft die Kandidatin oder der Kandidat bereits Prüfungsleistungen an einer 
Hochschule in Deutschland nicht bestanden hat.  

In der Erklärung gemäß Nr. 2 hat die Kandidatin oder der Kandidat zu versichern, dass sie 
oder er im Falle eines gleichzeitigen Studiums in einem anderen Studiengang dem Prü-
fungsausschuss den Beginn sowie den Abschluss des Prüfungsverfahrens sowie das Nicht-
bestehen von Studien- oder Prüfungsleistungen in diesem anderen Studiengang unverzüg-
lich schriftlich mitteilen wird.  

(3) Die Meldung zur ersten Modulprüfung wird abgelehnt, wenn  

1. sie nicht fristgerecht erfolgt ist,  
2. die Erklärungen gemäß Absatz 2 unvollständig sind,  
3. die Kandidatin oder der Kandidat nicht im jeweiligen Studiengang eingeschrieben ist,  
4. die Kandidatin oder der Kandidat in einem ähnlichen Studiengang an einer Hochschule 

eine Bachelor- bzw. Masterprüfung endgültig nicht bestanden hat oder  
5. die Kandidatin oder der Kandidat wegen der Anrechnung von Fehlversuchen gemäß § 

20 Abs. 3 keine Möglichkeit mehr zur Erbringung von Prüfungsleistungen hat, die für das 
Bestehen der Bachelor- bzw. Masterprüfung erforderlich sind.   

 

§ 4  
Fristen  

(1) Studien- und Prüfungsleistungen sind in den in dieser Ordnung festgelegten Fristen zu 
erbringen.  

(2) Für die Einhaltung von Fristen werden Verlängerungen und Unterbrechungen von Studi-
enzeiten nicht berücksichtigt, soweit sie bedingt waren  



1. durch die Mitwirkung in gesetzlich oder satzungsmäßig vorgesehenen Gremien einer 
Hochschule, einer Studierendenschaft oder eines Studierendenwerks,  

2. durch Krankheit, eine Behinderung oder andere von den Studierenden nicht zu vertre-
tende Gründe,  

3. durch Schwangerschaft oder Erziehung eines Kindes; in diesen Fällen ist mindestens die 
Inanspruchnahme der gesetzlichen Mutterschutzfristen oder der Fristen der Elternzeit 
nach dem Bundeselterngeld- oder Elternzeitgesetz zu ermöglichen,  

4. durch die Betreuung einer oder eines pflegebedürftigen Angehörigen,  
5. durch ein ordnungsgemäßes einschlägiges Auslandsstudium bis zu zwei Semestern; 

dies gilt nicht für Auslandsstudienzeiten, die nach der Prüfungsordnung abzuleisten sind.  

 

§ 5  
Nachteilsausgleich bei Behinderungen  

Die besonderen Belange behinderter Studierender zur Wahrung ihrer Chancengleichheit 
sind gemäß § 26 Abs. 4 Hochschulgesetz (HochSchG) zu berücksichtigen. Im Prüfungsver-
fahren ist auf Art und Schwere einer Behinderung Rücksicht zu nehmen. Macht eine Studie-
rende oder ein Studierender glaubhaft, dass sie oder er wegen einer Behinderung gemäß § 
26 Abs. 4 HochSchG nicht in der Lage ist, die Prüfungsleistung ganz oder teilweise in der 
vorgesehenen Form abzulegen, muss die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
gestatten, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder 
gleichwertige Prüfungsleistungen in anderer Form zu erbringen. Die Studierenden, die ein 
besonderes Prüfungsverfahren benötigen, sollen dies nach Möglichkeit zu Beginn des Se-
mesters dem Prüfungsausschuss mitteilen. Dazu kann die Vorlage eines ärztlichen oder 
amtsärztlichen Attestes verlangt werden. Entsprechendes gilt für Studienleistungen.  

 

§ 6  
Information und Beratung der Studierenden  

(1) Die Dekanin oder der Dekan sorgt im Rahmen ihrer oder seiner Aufgaben aus § 88 Abs. 
2 Satz 2 i. V. m. § 21 HochSchG dafür, dass die Modulprüfungen in den in dieser Prüfungs-
ordnung festgesetzten Zeiträumen erbracht werden können. Zu diesem Zweck sollen die 
Studierenden rechtzeitig sowohl über Art und Zahl der Modulprüfungen als auch über die 
Termine, zu denen sie zu erbringen sind, informiert werden. Den Studierenden sind für jede 
Modulprüfung auch die jeweiligen Wiederholungstermine bekannt zu geben.  

(2) Die Dekanin oder der Dekan, das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses und 
das vorsitzende Mitglied des Ausschusses für Studium und Lehre führen mindestens einmal 
jährlich eine Informationsveranstaltung durch, in der alle Studierenden des Fachbereichs 
über aktuelle Änderungen des Modulhandbuchs sowie über die wesentlichen Bestimmun-
gen dieser Prüfungsordnung informiert und über die zweckmäßige Gestaltung des Studiums 
beraten werden. Das voraussichtliche Lehrangebot des laufenden und des nächsten Studi-
enjahres wird als rollierende Planung im Internet veröffentlicht und regelmäßig aktualisiert. 

(3) Die Studienbücher werden i. d. R. elektronisch geführt. Dadurch haben die Studierenden 
die Möglichkeit sich jederzeit einen Überblick  über die bestandenen und nicht bestandenen 
Prüfungen sowie ihren Studienverlauf zu verschaffen.  

(4) Den Studierenden wird auf Antrag Einsicht in ihre Prüfungsakten einschließlich der Gut-
achten zur Bachelor- oder Masterarbeit und in die Prüfungsprotokolle gewährt.   

(5) Der Antrag auf Einsicht in alle beim Prüfungsausschuss vorliegenden Prüfungsakten 
kann auch noch ein Jahr nach dem Abschluss des letzten vom Hochschulprüfungsamt ver-
walteten Prüfungsverfahren beim Hochschulprüfungsamt gestellt werden. Das Hochschul-
prüfungsamt bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.  

 



§ 7  
Modularisierter Studienaufbau, Leistungspunktesystem, Studienleistungen  

(1) Jeder Studiengang ist hierarchisch aufgebaut und in Modulgruppen gegliedert. Jede Mo-
dulgruppe besteht aus einer Liste von Modulen. „Modul“ bezeichnet eine thematisch und 
zeitlich aufeinander abgestimmte, in sich abgeschlossene Lehreinheit. Dabei wird zwischen 
Pflicht- und Wahlpflichtmodulgruppen (u. a. Vertiefungen) unterschieden. Der Aufbau der 
Studiengänge, die zugehörigen Modulgruppen und die Kombinationsmöglichkeiten in den 
Wahlpflichtgruppen sind für jeden Studiengang in dieser Ordnung beschrieben (s. Anhänge). 

(2) Der Fachbereich sowie die kooperierenden Einrichtungen stellen das für ein ordnungs-
gemäßes Studium in der Regelstudienzeit nach §§ 27 und 34 erforderliche Lehrangebot si-
cher. Die Aufnahme weiterer Module in Wahlpflichtgruppen ist in Absprache mit dem Prü-
fungsausschuss möglich, wenn dies im Anhang für den Studiengang und die Modulgruppe 
vorgesehen ist. Studierende können hierfür Vorschläge unterbreiten. Die Aufnahme neuer 
Wahlpflichtmodule wird für die Studierenden in der elektronischen Prüfungsverwaltung direkt 
einsehbar.  

(3) Jedes Modul wird i. d. R. mit einer Modulprüfung abgeschlossen.  

(4) Jedes Modul ist mit Leistungspunkten (LP) versehen, die dem ungefähren Zeitaufwand 
entsprechen, der in der Regel durch die Studierende oder den Studierenden für die Teil-
nahme, entweder persönlich oder mittels geeigneter Online-Plattformen, an allen ver-
pflichtenden Lehrveranstaltungen des Moduls, die Vor- und Nachbereitung des Lehrstoffes, 
den ggf. erforderlichen Erwerb von Leistungsnachweisen, die Prüfungsvorbereitung und die 
Ablegung der Modulprüfung aufzuwenden ist. Die Vergabe der Leistungspunkte erfolgt je-
weils nach erfolgreichem Abschluss der Prüfungsleistung.  

(5) Der Gesamtaufwand für den Lehrstoff eines Semesters beträgt im Mittel 30 Leistungs-
punkte. Ein Leistungspunkt entspricht einem durchschnittlichen Zeitaufwand von 30 Arbeits-
stunden. Die Maßstäbe für die Zuordnung von Leistungspunkten entsprechen dem Euro-
pean Credit Transfer System (ECTS). Bei Lehrveranstaltungen entsprechen in der Regel 
drei Leistungspunkte zwei Semesterwochenstunden (SWS).  

(6) Voraussetzung für die Vergabe von Leistungspunkten für Module ist der erfolgreiche Ab-
schluss der Modulprüfung. Entsprechendes gilt für die Bachelor- bzw. Masterarbeit.  

(7) Sofern dies in den Anhängen vorgesehen ist, können als Voraussetzung für die Zulas-
sung zu einer Modulprüfung oder die Vergabe von Leistungspunkten Studienleistungen ge-
fordert werden. Eine Studienleistung ist erbracht, wenn bei der Leistungsüberprüfung eine 
als „bestanden“ eingestufte Leistung erzielt wurde. Solche Leistungsüberprüfungen können 
mehrere Teile umfassen und bestehen vor allem in Klausuren, mündlichen Prüfungen, Pro-
tokollen, Kolloquien, Referaten, praktischen Übungen und Hausarbeiten. Die Veranstal-
tungsleiterin oder der Veranstaltungsleiter gibt die Art und Dauer der Leistungsüberprüfung 
spätestens zu Beginn der Lehrveranstaltung bekannt.  

 

§ 8  
Prüfungsausschuss  

(1) Für das Prüfungswesen setzt der Fachbereichsrat einen Prüfungsausschuss ein.  

(2) Soweit nichts anderes bestimmt ist, ist der Prüfungsausschuss für alle nach dieser Ord-
nung zu treffenden Entscheidungen zuständig. Er kann hierbei nach eigenem Ermessen 
fachlichen Rat hinzuziehen. Er achtet darauf, dass die Bestimmungen dieser Prüfungsord-
nung eingehalten werden und sorgt dafür, dass den Studierenden die Namen der Prüfenden 
und die Termine der Prüfungen rechtzeitig bekannt gegeben werden.   

(3) Dem Prüfungsausschuss gehören vier Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer und 
je ein Mitglied aus der Gruppe der Studierenden, der akademischen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter und der nichtwissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an. Die oder der 



Vorsitzende und ihr oder sein stellvertretendes Mitglied müssen Hochschullehrerinnen oder 
Hochschullehrer sein. Im Falle der Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsit-
zenden den Ausschlag. Bei Abstimmungen über Prüfungsleistungen ist § 25 Abs. 5 Hoch-
SchG anzuwenden. Die Amtszeit des studentischen Mitglieds beträgt ein Jahr, die der übri-
gen Mitglieder drei Jahre. Beratende Mitglieder ohne Stimmrecht können durch Beschluss 
des Fachbereichsrats zugelassen werden. Eine Vertreterin bzw. ein Vertreter des Hoch-
schulprüfungsamtes soll den Sitzungen des Prüfungsausschusses beratend beiwohnen.  

(4) Der Prüfungsausschuss wählt aus den vier Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrern 
ein vorsitzendes und ein stellvertretendes Mitglied. Der Prüfungsausschuss kann die Ent-
scheidungsbefugnis auf die Vorsitzende oder den Vorsitzenden übertragen. Darüber hinaus 
kann der Prüfungsausschuss Entscheidungsbefugnisse auf das Hochschulprüfungsamt 
übertragen und Richtlinien für Entscheidungen erlassen. Die oder der Vorsitzende ist befugt, 
in unaufschiebbaren Angelegenheiten Entscheidungen und Maßnahmen anstelle des Prü-
fungsausschusses zu treffen; hiervon ist der Prüfungsausschuss unverzüglich zu unterrich-
ten.  

(5) Der Prüfungsausschuss berichtet regelmäßig dem Fachbereich über die Entwicklung der 
Prüfungs- und Studienzeiten einschließlich der tatsächlichen Bearbeitungszeiten für die Ba-
chelorarbeit und die Masterarbeit. Er gibt Anregungen zur Reform der Studienpläne und der 
Prüfungsordnung und legt die Verteilung der Modulnoten und der Gesamtnoten offen. Der 
Bericht ist in geeigneter Weise durch den Fachbereich zu veröffentlichen.  

(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, allen Modulprüfungen bei-
zuwohnen. Das Recht erstreckt sich nicht auf Beratung und Bekanntgabe der Noten.  

(7) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. Die Mitglieder des Prü-
fungsausschusses unterliegen der Amtsverschwiegenheit gemäß § 42 HochSchG. Sofern 
sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch den Vorsitzenden zur Verschwiegen-
heit zu verpflichten.  

 

§ 9  
Prüferinnen und Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer  

(1) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses ist für die Bestellung von Prüferin-
nen und Prüfern zuständig, sofern der Prüfungsausschuss nichts anderes beschließt. Wenn 
das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses keine Prüfenden bestellt, gelten für Mo-
dulprüfungen diejenigen als zu Prüfenden bestellt, die im jeweiligen Modul eine der Lehrver-
anstaltungen im Sinne von § 48 Abs. 1 Satz 1 oder § 56 Abs. 1 Satz 4 HochSchG selbst-
ständig durchgeführt haben. Für die Bestellung der Prüfenden, die die Bachelor- bzw. Mas-
terarbeit betreuen und bewerten gilt Satz 1 entsprechend. 

(2) Prüferinnen und Prüfer sind die das jeweilige Fachgebiet vertretenden Hochschullehre-
rinnen oder Hochschullehrer. Professorinnen oder Professoren im Ruhestand, Juniorprofes-
sorinnen und –professoren nach § 61 Abs. 2a HochSchG, Honorarprofessorinnen oder Ho-
norarprofessoren, Habilitierte, wissenschaftliche und künstlerischen Mitarbeiterinnen oder 
Mitarbeiter, Lehrkräfte für besondere Aufgaben sowie Lehrbeauftragte können vom Prü-
fungsausschuss zu Prüferinnen oder Prüfern bestellt werden. Sie müssen in dem Fachge-
biet, auf das sich die Prüfungsleistung bezieht, eine Lehrtätigkeit an einer Hochschule ausü-
ben oder ausgeübt haben. Ferner können in besonderen Fällen in der beruflichen Praxis er-
fahrene Personen zu Prüferinnen oder Prüfern bestellt werden, wenn sie in dem Fachgebiet, 
auf das sich die Prüfungsleistung bezieht, über nachgewiesene einschlägige berufsprakti-
sche Erfahrungen verfügen.  

(3) Die Prüferin oder der Prüfer bestellt für jede mündliche Modulprüfung eine Beisitzerin 
oder einen Beisitzer. Die Beisitzerin oder der Beisitzer müssen mindestens die durch die 
Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzen. Sie führen die Nie-
derschrift bei mündlichen Prüfungen und können mit der Vorkorrektur schriftlicher Prüfungs-
leistungen beauftragt werden. Prüferinnen und Prüfer sind berechtigt, Kandidatinnen oder 



Kandidaten bei Störungen während einer Prüfung von der Fortsetzung der Prüfung auszu-
schließen.  

(4) Für die Prüferin oder den Prüfer und die Beisitzerin oder der Beisitzer gelten § 8 Abs. 7 
S. 2 und 3 entsprechend.  

 

§ 10  
Anerkennung von Leistungen  

(1) An einer Hochschule erbrachte Leistungen werden grundsätzlich anerkannt. Dies gilt 
nicht, sofern wesentliche Unterschiede hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen bestehen. 
Bei Nichtanerkennung sind die Gründe den Studierenden mitzuteilen. Die von der Kultusmi-
nisterkonferenz (KMK) und Hochschulrektorenkonferenz (HRK) gebilligten Äquivalenzver-
einbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hochschulkooperationsvereinbarungen 
sind bei der Anerkennung zu beachten.  

(2) Außerhalb des Hochschulbereichs erworbene gleichwertige Kenntnisse und Qualifikatio-
nen werden in der Regel bis zur Hälfte des Hochschulstudiums durch den Prüfungsaus-
schuss anerkannt. Die Anerkennung erfolgt im Einzelfall auf Grundlage der Lernziele / Kom-
petenzen des jeweiligen Studiengangs, die in den Anhängen und im Modulhandbuch formu-
liert sind sowie z. B. auf Grundlage von Ausbildungsinhalten.  

(3) Werden Leistungen anerkannt, so werden Noten - soweit die Notensysteme vergleichbar 
sind - übernommen und in die Berechnung der Gesamtnote einbezogen. Bei unvergleichba-
ren Notensystemen wird der Vermerk “bestanden” aufgenommen. Im Zeugnis wird eine 
Kennzeichnung der Anerkennung vorgenommen. Gleichzeitig mit der Anerkennung erfolgt 
die Einstufung in das Fachsemester 

(4) Die Studierenden haben die für die Anerkennung erforderlichen Unterlagen mit dem An-
trag auf Zulassung vorzulegen. Die Anerkennung von Leistungen in fachlich verwandten 
Studiengängen erfolgt von Amts wegen, in anderen Studiengängen auf Antrag. Eine Aner-
kennung kann auch im Rahmen von Kooperationsverträgen zwischen der Universität Kob-
lenz-Landau und anderen Hochschulen geregelt werden. 

(5) Beabsichtigt die oder der Studierende ein Auslandsstudium mit anschließender Aner-
kennung von im Ausland erbrachten Studien- und Prüfungsleistungen, soll sie oder er vor 
Beginn des Auslandsstudiums die Anerkennungsfähigkeit der Studien- und Prüfungsleistun-
gen prüfen. Das Verfahren dazu bestimmt der Prüfungsausschuss.  

(6) Soweit Abschlussprüfungen im Rahmen gemeinsamer Studienprogramme mit ausländi-
schen Universitäten abgelegt werden, verleihen die Universität Koblenz-Landau und die je-
weilige ausländische Universität in jeweils eigenen Urkunden (Doppelabschluss) den an der 
jeweiligen ausländischen Universität üblichen akademischen Grad als auch den an der Uni-
versität Koblenz-Landau üblichen Grad auf der Grundlage der jeweiligen Vereinbarung zwi-
schen der Universität Koblenz-Landau und der ausländischen Universität.  

 

§ 11  
Modulprüfungen  

(1) Die Modulprüfungen werden studienbegleitend erbracht; sie schließen das jeweilige Mo-
dul ab. Für die Teilnahme an Modulprüfungen ist eine fristgerechte und verbindliche Anmel-
dung beim Hochschulprüfungsamt erforderlich. Die Anmeldung soll in der Regel sieben Ta-
ge vor Beginn der Modulprüfung erfolgen. Gegenstand der Modulprüfungen sind die Inhalte 
der Lehrveranstaltungen des jeweiligen Moduls. Prüfungsformen sind i. d. R. mündliche Prü-
fungen, schriftliche Hausarbeiten mit Präsentationen und Klausurarbeiten. Durch die Mo-
dulprüfung soll die Kandidatin oder der Kandidat nachweisen, dass sie oder er die Modulzie-
le erreicht hat und insbesondere die im Modul vermittelten Inhalte und Methoden in den we-



sentlichen Zusammenhängen beherrscht und die erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten 
anwenden kann.  

(2) Eine Prüfung besteht i. d. R. aus einer Prüfungsleistung, die sich auf die Stoffgebiete al-
ler Lehrveranstaltungen des Moduls erstreckt. In Ausnahmefällen kann die Prüfung aus 
mehreren Teilprüfungen bestehen, sofern dies in den Anhängen geregelt ist. Die Teilprüfun-
gen können unterschiedliches Gewicht haben (s. Anhänge).   

(3) In Prüfungen können unterschiedliche Prüfungsformen miteinander verbunden werden.  

 

§ 12  
Mündliche Prüfungen  

(1) Mündliche Prüfungen werden vor mindestens zwei Prüferinnen oder Prüfern (Kollegial-
prüfung) oder vor einer Prüferin oder einem Prüfer in Gegenwart einer sachkundigen Beisit-
zerin oder eines sachkundigen Beisitzers abgelegt. Die Kandidatin oder der Kandidat kann 
eine Prüferin oder einen Prüfer vorschlagen. Der Vorschlag begründet keinen Anspruch.  

(2) Die mündliche Prüfung kann als Einzel- oder Gruppenprüfung (max. fünf Kandidatinnen 
oder Kandidaten) durchgeführt werden und dauert mindestens 15, höchstens 30 Minuten 
pro Kandidatin oder Kandidat. Vor der Festsetzung der Note hört die Prüferin oder der Prü-
fer die anderen an einer Kollegialprüfung mitwirkenden Prüferinnen oder Prüfer und Beisit-
zerinnen oder Beisitzer an. Das Ergebnis ist der Kandidatin oder dem Kandidaten jeweils im 
Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben. Bei Nichtbestehen sind der Kandi-
datin oder dem Kandidaten die Gründe zu eröffnen.   

(3) Über den Verlauf jeder mündlichen Prüfung ist eine Niederschrift anzufertigen. In der 
Niederschrift sind die Namen der Prüferinnen oder Prüfer, der oder des Protokollführenden 
sowie der Kandidatin oder des Kandidaten, Beginn und Ende der mündlichen Prüfung, die 
wesentlichen Gegenstände der mündlichen Prüfung, die Prüfungsleistungen und die erteil-
ten Noten aufzunehmen. Entscheidet die Prüferin oder der Prüfer, die Niederschrift unter 
Verwendung einer elektronischen Eingabehilfe anzufertigen, ist diese unverzüglich nach 
Ende der Prüfung vor den Augen des Kandidaten auszudrucken. Die Legitimität der Nieder-
schrift wird durch die Unterschriften der Prüferin bzw. des Prüfers und der bzw. des Beisit-
zenden gewährleistet. Die Niederschrift darf nicht in elektronischer Form abgefasst werden.   

(4) Auf Antrag einer Studierenden oder eines Studierenden kann die oder der zentrale 
Gleichstellungsbeauftragte oder die Gleichstellungsbeauftragte des Fachbereichs ihrer bzw. 
seiner mündlichen Prüfung beiwohnen.  

(5) Bei mündlichen Prüfungen können Studierende des Fachbereiches auf Antrag als Zuhö-
rerinnen oder Zuhörer anwesend sein, sofern sich keine der Kandidatinnen oder der Kandi-
daten bei der Meldung zur Prüfung dagegen ausspricht. Die Prüferin oder der Prüfer ent-
scheidet über solche Anträge nach Maßgabe der vorhandenen Plätze. Kandidatinnen oder 
Kandidaten desselben Prüfungstermins sind als Zuhörerinnen oder Zuhörer ausgeschlos-
sen. Wenn die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfung gefährdet ist, kann auch noch 
während der Prüfung der Ausschluss der Zuhörerinnen und Zuhörer erfolgen. Die Öffent-
lichkeit der Prüfung erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungser-
gebnisses.  

 

§ 13  
Schriftliche Hausarbeiten mit Präsentationen  

(1) Unter einer schriftlichen Prüfung in Form einer Hausarbeit ist die schriftliche Bearbeitung 
eines von der Prüferin oder dem Prüfer gestellten Themas mit den geläufigen Methoden des 
Faches in der vorgegebenen Zeit zu verstehen. Die Bearbeitungszeit beträgt in der Regel 4 
Wochen; die Prüfenden sind verpflichtet, die Themen so zu stellen, dass die Bearbeitungs-



zeit eingehalten werden kann. In Seminaren ist eine Hausarbeit in der Regel mit einer Prä-
sentation zu verbinden.   

(2) Bei Abgabe der Hausarbeit hat die bzw. der Studierende schriftlich zu versichern, dass 
sie bzw. er die Arbeit selbstständig verfasst und keine anderen als die angegebenen Quel-
len und Hilfsmittel benutzt hat.  

(3) Schriftliche Hausarbeiten und Präsentationen werden in der Regel von einer Prüferin 
oder einem Prüfer bewertet. Im Falle der letzten Wiederholungsprüfung sind sie durch eine 
zweite Prüferin oder einen zweiten Prüfer zu bewerten. Bei einer Bewertung durch zwei Prü-
ferinnen oder Prüfer errechnet sich die Note aus dem arithmetischen Mittel beider Bewer-
tungen. Das Bewertungsverfahren soll vier Wochen nicht überschreiten. Die Prüfungser-
gebnisse sind umgehend nach Festlegung der Note bekannt zu geben.  

 

§ 14  
Klausurarbeiten   

(1) Unter einer Klausurarbeit ist die schriftliche Bearbeitung eines von der Prüferin oder dem 
Prüfer festgesetzten Fragenkomplexes mit den geläufigen Methoden des Faches, in be-
grenzter Zeit, mit in der Regel begrenzten Hilfsmitteln und unter Aufsicht zu verstehen. Die 
Bearbeitungszeit für eine Klausurarbeit beträgt in der Regel mindestens eine Stunde und 
höchstens zwei Stunden.  

(2) Klausurarbeiten werden in der Regel von einer Prüferin oder einem Prüfer bewertet. § 13 
Abs. 3 S. 2 – 4 gilt entsprechend.  

(3) Die Prüferin oder der Prüfer entscheidet über die zur Klausurarbeit zugelassenen Hilfs-
mittel und gibt diese gleichzeitig mit der Ankündigung des Prüfungstermins bekannt.  

 

§ 15  
Elektronisch gestützte Prüfungsleistungen 

(1) Elektronisch gestützte Prüfungsleistungen („e-Klausuren“) sind zulässig, sofern sie dazu 
geeignet sind, den Nachweis gemäß § 11 Abs. 1 Satz 6 zu erbringen oder hierzu beizutra-
gen; erforderlichenfalls können sie durch andere Prüfungsformen ergänzt werden. Vor der 
Durchführung elektronisch gestützter Prüfungsleistungen haben die Prüferinnen oder Prüfer 
sicherzustellen, dass die elektronischen Daten eindeutig identifiziert sowie unverwechselbar 
und dauerhaft den Kandidatinnen und Kandidaten zugeordnet werden können. Die Prüfung 
ist in Anwesenheit einer fachlich sachkundigen Person (Protokollführerin oder –führer) 
durchzuführen. Über den Prüfungsverlauf ist eine Niederschrift anzufertigen, in die mindes-
tens die Namen der Protokollführerin oder des Protokollführers sowie der Prüfungskandida-
tinnen und –kandidaten, Beginn und Ende der Prüfung sowie eventuelle besondere Vor-
kommnisse aufzunehmen sind. Den Kandidatinnen und Kandidaten ist gemäß den Bestim-
mungen des § 6 Abs. 4 und 5 Möglichkeit der Einsichtnahme in die elektronisch gestützte 
Prüfung sowie das von ihnen erzielte Ergebnis zu gewähren. Die Aufgabenstellung ein-
schließlich einer Musterlösung, das Bewertungsschema, die einzelnen Prüfungsergebnisse 
sowie die Niederschrift sind gemäß den gesetzlichen Bestimmungen zu archivieren. 

(2) § 14 Abs. 3 gilt entsprechend.  

 



§ 16   
Praktika  

(1) In den Bachelorstudiengängen ist jeweils ein Projektpraktikum zu absolvieren, das intern 
oder auch mit externen Partnern durchgeführt werden kann. Ziel der Praktika ist die Anwen-
dung der in den Grundlagenmodulen erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten innerhalb ei-
nes Teams und in einem konkreten Projektkontext unter Anleitung eines Dozenten. Die Vor-
gehensweise und die Ergebnisse der Projektpraktika sind in geeigneter Weise zu dokumen-
tieren (s. Modulhandbuch); darüber hinaus sind die Ergebnisse in einer Abschlusspräsenta-
tion vorzutragen.  

(2) In den Masterstudiengängen ist jeweils ein Forschungspraktikum zu absolvieren. Das 
Forschungspraktikum ist in die Forschungsarbeiten einer Arbeitsgruppe des Fachbereichs 
eingebunden. Es soll ein praktisches, teamzentriertes Bearbeiten einer aktuellen, wissen-
schaftlichen Fragestellung enthalten und z. B. mit einer schriftlichen Ausarbeitung in Form 
eines Reports sowie mit einer fachbereichsweiten Präsentation abgeschlossen werden.   

(3) § 13 Abs. 2, 3 und 4 gelten entsprechend.  

 

§ 17  
Bachelorarbeit, Masterarbeit  

(1) Die Bachelor- bzw. Masterarbeit besteht aus einer schriftlichen Prüfungsleistung und ei-
ner anschließenden Präsentation der Ergebnisse. Die Bachelor- bzw. Masterarbeit ist inner-
halb einer Frist von sechs Monaten zu erarbeiten.  

(2) Die Bachelor- bzw. Masterarbeit kann nur von Professorinnen, Professoren, Juniorpro-
fessorinnen oder Juniorprofessoren des Fachbereiches ausgegeben werden. Über Aus-
nahmen entscheidet der Prüfungsausschuss. Der bzw. dem Studierenden ist Gelegenheit 
zu geben, ein Thema und die Betreuer der Arbeit vorzuschlagen. Ein Anspruch auf Ausgabe 
des vorgeschlagenen Themas und die Zuweisung der Betreuer besteht nicht.  

(3) Die Zulassung zur Bachelor- bzw. Masterarbeit erfolgt auf Antrag der Studierenden 
durch die oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses. Mit der Zulassung zur Ba-
chelor- bzw. Masterarbeit legt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses fest, wer 
die Bachelor- bzw. Masterarbeit betreut. Die Kandidatin oder der Kandidat kann dazu Vor-
schläge machen; die Vorschläge begründen keinen Anspruch. Bei der fachlichen Betreuung 
der Bachelor bzw. Masterarbeit kann eine wissenschaftliche Mitarbeiterin bzw. ein wissen-
schaftlicher Mitarbeiter mit einbezogen werden. Die Sechsmonatsfrist beginnt mit der Zulas-
sung zur Bachelorarbeit bzw. Masterarbeit, die beim Prüfungsausschuss aktenkundig ge-
macht wird.   

(4) Für die Studierenden besteht die Möglichkeit, bei der bzw. dem Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses die Vergabe eines Themas für die Bachelor- bzw. Masterarbeit zu bean-
tragen. Diese oder dieser sorgt innerhalb einer angemessenen Frist dafür, dass die bzw. der 
Studierende ein Thema und die erforderliche Betreuung erhält.  

(5) Die Bachelor- bzw. Masterarbeit kann in deutscher oder in englischer Sprache abgefasst 
werden. Die Sprachwahl ergibt sich i. d. R. aus der Sprache des ausgegebenen Themas. 
Unabhängig von der Sprachwahl ist der Bachelor- bzw. Masterarbeit eine Zusammenfas-
sung in deutscher Sprache beizufügen.  

(6) Die Bachelor- bzw. Masterarbeit kann in Form einer Gruppenarbeit angefertigt werden. 
Der als Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag der einzelnen Studierenden muss auf 
Grund der Angabe von objektiven Kriterien als individuelle Prüfungsleistung deutlich ab-
grenzbar und für sich bewertbar sein. Die Abgrenzung ist von den Gruppenmitgliedern dar-
zulegen. Bei nicht hinreichender Abgrenzung der Leistung eines Gruppenmitgliedes gilt die 
Bachelor- bzw. Masterarbeit dieses Gruppenmitgliedes als nicht bestanden.  



(7) Ist abzusehen, dass der Abschluss der Bachelor- bzw. Masterarbeit nicht innerhalb der 
vorgegebenen Frist gelingt, ist unverzüglich ein Antrag auf Verlängerung der Abgabefrist mit 
Angabe der Gründe und einer Stellungnahme der betreuenden Professorin oder dem be-
treuenden Professor beim Prüfungsausschuss zu stellen. Er entscheidet ob besondere Um-
stände eine Verlängerung der Abgabefrist rechtfertigen und bestimmt eine angemessene 
Fristverlängerung.  

(8) Die Bachelor- bzw. Masterarbeit ist mit einer Zusammenfassung in gebundener Form in 
dreifacher Ausfertigung oder elektronisch beim Hochschulprüfungsamt einzureichen, das 
den Abgabezeitpunkt aktenkundig macht. Der Prüfungsausschuss kann Näheres bestim-
men. Bei Abgabe der Arbeit hat die bzw. der Studierende schriftlich zu versichern, dass sie 
bzw. er die Arbeit selbstständig verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen 
und Hilfsmittel benutzt hat. Das Hochschulprüfungsamt leitet die Abschlussarbeit unverzüg-
lich an die Betreuer weiter. Wird die Bachelor- bzw. Masterarbeit nicht fristgerecht einge-
reicht, so gilt sie als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet.  

(9) Die Präsentation der Bachelor- bzw. Masterarbeit findet im Rahmen eines Kolloquiums 
statt und besteht aus einem ca. halbstündigen Vortrag mit anschließender Diskussion.  

(10) Die Bachelor- bzw. Masterarbeit ist von der Betreuerin bzw. dem Betreuer und von ei-
ner weiteren, nach § 9 Abs. 2 prüfungsberechtigten Person zu bewerten. Die Bewertung er-
folgt jeweils durch ein schriftliches Gutachten. Einer der beiden Gutachtenden muss Hoch-
schullehrerin oder Hochschullehrer des Fachbereichs sein. Wird eine Bachelor oder Master-
arbeit von einem oder einer der Gutachtenden mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet, so ist 
ein drittes Gutachten von einer Hochschullehrerin oder einem Hochschullehrer einzuholen. 
Wird eine Bachelor oder Masterarbeit von beiden Gutachtenden mit „nicht ausreichend“ 
(5,0) bewertet, wird kein drittes Gutachten eingeholt. Die Gutachterin bzw. der Gutachter 
wird vom Prüfungsausschuss bestellt. Die Note ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel 
(gem. § 18 Abs. 3) der Gutachten. Sofern zwei der drei Gutachtenden die Arbeit mit „ausrei-
chend“ (3,7; 4,0) oder besser bewerten, ist die Bachelor- oder Masterarbeit mit nicht 
schlechter als „ausreichend“ (4,0) bestanden. Das Bewertungsverfahren soll vier Wochen 
nicht überschreiten.   

(11) Eine mit „nicht ausreichend“ (5,0) beurteilte oder als nicht bestanden geltende Ba-
chelor- bzw. Masterarbeit kann mit Ausgabe eines neuen Themas einmal wiederholt wer-
den. Eine zweite Wiederholung der Bachelor- und Masterarbeit ist ausgeschlossen. Die 
Anmeldung des neuen Themas soll innerhalb von sechs Monaten nach Mitteilung des 
Nichtbestehens erfolgen. 

 

§ 18  
Bewertung von Prüfungsleistungen  

(1) Für die Bewertung einzelner Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden:  

1,0; 1,3 sehr gut = eine hervorragende Leistung, 
1,7; 2,0; 2,3 gut = eine Leistung, die erheblich über den durchschnittli-

chen Anforderungen liegt, 
2,7; 3,0; 3,3 befriedigend = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen 

entspricht, 
3,7; 4,0 ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anfor-

derungen genügt, 
5,0 nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den An-

forderungen nicht mehr genügt. 

(2) Besteht eine Modulprüfung aus mehreren Teilleistungen, so muss jede Teilleistungen 
bestanden sein. In diesem Fall errechnet sich die Note der Modulprüfung aus dem arithmeti-
schen Mittel (gem. Absatz 3) der Noten der Teilleistungen. Sofern in den Anhängen nichts 
Anderes bestimmt ist, werden Teilleistungen mit den ihnen zugehörigen Leistungspunkten 



gewichtet. Besteht eine Modulprüfung aus einer Prüfungsleistung, so ist deren Note gleich-
zeitig die erzielte Note der Modulprüfung. Die Note der Modulprüfung lautet:  

Von 1,0 bis 1,5 einschließlich  = sehr gut,  
über 1,5 bis 2,5 einschließlich  = gut,  
über 2,5 bis 3,5 einschließlich  = befriedigend,  
über 3,5 bis 4,0 einschließlich  = ausreichend,  
über 4,0  = nicht ausreichend.  

(3) Die Gesamtnote wird gebildet aus dem arithmetischen Mittel der Noten der Modulprü-
fungen, die – sofern in den Anhängen nichts anderes bestimmt ist – jeweils mit den Leis-
tungspunkten gewichtet werden, die den Modulprüfungen gemäß den Anhängen zugeordnet 
sind, sowie der entsprechend gewichteten Note der Bachelor- bzw. Masterarbeit. Bei der 
Bildung der Note aus dem arithmetischen Mittel wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem 
Komma berücksichtigt, alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen.  

(4) Im Anhang für die einzelnen Studiengänge kann vorgesehen werden, dass bestimmte 
Prüfungsleistungen nur mit „bestanden“ oder „nicht bestanden“ bewertet werden oder dass 
deren Note nicht in die Abschlussnote einfließt. In diesem Fall werden die entsprechenden 
Prüfungsleistungen bei der Notenberechnung nicht berücksichtigt.  

 

§ 19  
Rücktritt, Versäumnis, Täuschung, Ordnungsverstoß  

(1) Haben sich Studierende zu einer Prüfung im elektronischen Prüfungsverwaltungssystem 
angemeldet, so können sie bis zur festgelegten Anmeldefrist ohne Angabe von Gründen von 
der Prüfung abmelden (Rücktritt). Die Abmeldefrist endet frühestens eine Woche vor dem 
festgelegten Prüfungstermin. Bei schriftlicher Mitteilung an das Hochschulprüfungsamt ist 
das Datum des Poststempels maßgebend. Ein Rücktritt nach Satz 1 ist nicht möglich, wenn 
im Falle eines Rücktritts Fristen nach dieser Prüfungsordnung nicht eingehalten werden 
könnten.  

(2) Eine Prüfung gilt als nicht bestanden (5,0), wenn die Kandidatin oder der Kandidat nicht 
fristgerecht zurückgetreten ist oder zu einer Prüfung ohne triftige Gründe nicht erscheint o-
der wenn sie oder er nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe zurücktritt. Prüfungen 
gelten auch dann als nicht bestanden, wenn sie die Kandidatin oder der Kandidat nicht in-
nerhalb der vorgesehenen Fristen ablegt hat. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungs-
leistung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird.  

(3) Die für das Versäumnis oder den Rücktritt gemäß Absatz 2 geltend gemachten triftigen 
Gründe müssen dem Hochschulprüfungsamt unverzüglich schriftlich angezeigt und glaub-
haft gemacht werden. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe an, so werden Versäum-
nis oder Rücktritt wie ein fristgerechter Rücktritt nach Absatz 1 gewertet. Bereits vorliegende 
Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen. Erfolgen Versäumnis oder Rücktritt 
erstmals wegen Krankheit der Kandidatin oder des Kandidaten, so muss die Prüfungsunfä-
higkeit durch ein ärztliches Attest nachgewiesen werden. Ab der zweiten Krankmeldung ist 
ein amtsärztliches Attest vorzulegen oder ein qualifiziertes Attest des behandelnden Arztes. 
Letzteres muss Angaben zur Dauer der Erkrankung, zu Terminen der ärztlichen Behand-
lung, zur Art und Umfang der Erkrankung unter Angabe der vom Arzt aufgrund eigener 
Wahrnehmung getroffenen Tatsachenfeststellung (Befundtatsachen) sowie zur Auswirkung 
der Erkrankung auf die Prüfung enthalten. Die Kandidatin oder der Kandidat muss das ärzt-
liche Zeugnis unverzüglich beim Hochschulprüfungsamt vorlegen. Der Krankheit der Kandi-
datin oder des Kandidaten steht die Krankheit eines von ihr oder ihm überwiegend allein zu 
versorgenden Kindes oder pflegebedürftigen Angehörigen gleich. Werden die Gründe aner-
kannt, so ist nach deren Wegfall die Prüfung zum nächstmöglichen Prüfungstermin abzule-
gen.  

(4) Versucht die Kandidatin oder der Kandidat das Ergebnis einer Prüfung durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die betreffende Prüfungs-



leistung als nicht bestanden (5,0). Eine Kandidatin oder ein Kandidat, die oder der den ord-
nungsgemäßen Ablauf einer Prüfung stört, kann von der jeweiligen Prüferin oder dem jewei-
ligen Prüfer oder Aufsichtführenden in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der 
Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleis-
tung als „nicht ausreichend“ (5,0). In schwerwiegenden Fällen kann der Prüfungsausschuss 
die Kandidatin oder den Kandidaten von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen aus-
schließen.  

(5) Die Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb einer Frist von vier Wochen verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 4 Satz 1 und 2 vom Prüfungsausschuss überprüft wer-
den. Belastende Entscheidungen sind der Kandidatin oder dem Kandidaten unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Der 
Kandidatin oder dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben.  

(6) Bei schriftlichen Studienleistungen (außer bei Klausuren) hat die oder der Studierende 
bei der Abgabe der Arbeit eine schriftliche Erklärung vorzulegen, dass sie oder er die Arbeit 
selbstständig verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel be-
nutzt hat. Erweist sich eine solche Erklärung als unwahr oder liegt ein sonstiger Täu-
schungsversuch oder ein Ordnungsverstoß bei der Erbringung von Studienleistungen vor, 
gelten die Absätze 4 und 5 entsprechend. 

     

§ 20  
Bestehen, Nicht-Bestehen, Wiederholung der Bachelor- oder Masterprüfung  

(1) Eine Prüfung ist bestanden, wenn sie mit mindestens „ausreichend“ (4,0) bewertet wur-
de. Die Bachelor- bzw. Masterprüfung ist bestanden, wenn alle Modulprüfungen der dem 
jeweiligen Studiengang zugeordneten Module (s. Anhänge) und die Bachelor- bzw. Master-
arbeit bestanden wurden.  

(2) Bei nicht bestandenen oder als nicht bestanden geltenden Modulprüfungen, die aus 
Teilprüfungen bestehen, können nur die nicht bestandenen Prüfungsteile wiederholt werden.  

(3) Nicht bestandene Prüfungsleistungen in demselben Studiengang an einer Hochschule in 
Deutschland sind als Fehlversuche auf die zulässige Zahl der Wiederholungsprüfungen an-
zurechnen. Als Fehlversuche anzurechnen sind ferner nicht bestandene Prüfungsleistungen 
in Modulen oder Prüfungsgebieten eines anderen Studienganges an einer Hochschule in 
Deutschland, die denen im jeweiligen Studiengang im Wesentlichen entsprechen, soweit für 
deren Bestehen gleichwertige oder geringere Anforderungen gestellt wurden. Die Wiederho-
lung einer bestandenen Prüfungsleistung ist ausgeschlossen.  

(4) Nicht bestandene Prüfungen können zweimal wiederholt werden. Bei bis zu drei Prüfun-
gen ist eine dritte Wiederholung zulässig; für die Bachelor- und die Masterarbeit gilt § 17. 
Jede Prüfung soll zwei Mal jährlich mit einem Mindestabstand von vier Wochen angeboten 
werden. Dabei ist darauf zu achten, dass zwischen Bekanntgabe der Ergebnisse der ersten 
Prüfung und dem Termin der zweiten Prüfung mindestens zwei Wochen liegen.  

(5) Hat die Kandidatin oder der Kandidat eine Prüfung in einem Modul in der zweiten bzw. 
dritten Wiederholung und damit endgültig nicht bestanden oder gilt sie als nicht bestanden, 
so hat sie oder er den Prüfungsanspruch für den von ihr oder ihm gewählten Studiengang 
(im Sinne des § 68 Abs. 1 Nr. 3 HochSchG) verloren. Die oder der Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses erteilt der Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen 
Bescheid mit einer Rechtsbehelfsbelehrung.   

(6) Für die Bachelor- bzw. Masterarbeit gilt § 17 Abs. 12.   

 



§ 21  
Zeugnis und Diploma Supplement  

(1) Über die bestandene Bachelor- bzw. Masterprüfung ist unverzüglich, möglichst innerhalb 
von vier Wochen nach der letzten bestandenen Prüfungsleistung, ein Zeugnis auszustellen. 
Das Zeugnis enthält die Noten der Modulprüfungen, das Thema und die Note der Bachelor- 
bzw. Masterarbeit, die Gesamtnote, die insgesamt erreichten Leistungspunkte und die 
Fachstudiendauer. Werden Modulprüfungen an einer anderen Hochschule abgelegt und an-
erkannt, wird der Name der Hochschule, an der die Modulprüfungen abgelegt wurden, im 
Zeugnis genannt.  

(2) Zusätzlich wird im Zeugnis der der Gesamtnote entsprechende ECTS-Grad sowie die 
dazugehörige ECTS-Definition gemäß dem jeweils gültigen Bewertungsschema des Euro-
pean Credit Transfer-System dargestellt, sofern die hierzu erforderlichen Daten vorliegen. 
Nicht verpflichtende Studien- und Prüfungsleistungen werden auf Antrag der Kandidatin o-
der des Kandidaten unter der Rubrik Zusatzleistungen in das Zeugnis eingetragen, jedoch 
nicht auf die Gesamtnote angerechnet.  

(3) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht 
worden ist. Es ist von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu unterzeich-
nen und mit dem Siegel des Landes zu versehen.  

(4) Der Prüfungsausschuss stellt in deutscher und englischer Sprache ein Diploma Supple-
ment (DS) entsprechend dem „Diploma Supplement Modell“ von Europäischer Uni-
on/Europarat/UNESCO aus. Als Darstellung des nationalen Bildungssystems (DS-Abschnitt 
8) ist der zwischen KMK und HRK abgestimmte Text in der jeweils geltenden Fassung zu 
verwenden.1 Das Diploma Supplement enthält insbesondere Angaben über die Hochschule, 
die Art des Abschlusses, das Studienprogramm, die Zugangsvoraussetzungen, die Studien-
anforderungen und den Studienverlauf sowie über das deutsche Studiensystem.  

(5) Studierende, die die Universität ohne Abschluss verlassen oder ihr Studium an der Uni-
versität in einem anderen Studiengang fortsetzen, erhalten auf Antrag und gegen Vorlage 
der entsprechenden Nachweise eine zusammenfassende Bescheinigung über erbrachte 
Studien- und Prüfungsleistungen. Der Antrag ist schriftlich unter Beifügung der erforderli-
chen Unterlagen an den Hochschulprüfungsamt zu richten.  

 

§ 22  
Bachelorurkunde, Masterurkunde  

Mit dem Zeugnis erhält die Absolventin bzw. der Absolvent eine Bachelor- bzw. Masterur-
kunde sowie eine als solche gekennzeichnete Übersetzung in englischer Sprache mit dem 
Datum des Zeugnisses. Darin wird die Verleihung des akademischen Grades „Bachelor of 
Science (B.Sc.)“ bzw. „Master of Science (M.Sc.) beurkundet. Auf Antrag der oder des Stu-
dierenden kann dem akademischen Grad auch die deutsche Bezeichnung hinzugefügt wer-
den. Sie wird von der Dekanin oder dem Dekan des Fachbereiches sowie dem Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses unterzeichnet und mit dem Siegel des Landes versehen.  

                                                
1 Die jeweils geltende Fassung ergibt sich aus: http://www.hrk.de (Stichwort Diploma Supplement) 



II. Gemeinsame Bestimmungen für die Bachelorstudiengänge  

§ 23 
Ziel des Bachelorstudiums 

(1) Die Bachelorstudiengänge sind grundständige wissenschaftliche Studiengänge, die zu 
einem ersten berufsqualifizierenden akademischen Abschluss führen.  

(2) Ziel der Bachelorstudiengänge ist es, die Studierenden auf ein berufliches Tätigkeitsfeld 
vorzubereiten und ihnen die dafür erforderlichen fachlichen und fachübergreifenden Kennt-
nisse, Fähigkeiten und Methoden der Aufgabenstellung der Hochschule und dem jeweiligen 
Studiengang entsprechend so zu vermitteln, dass sie zu wissenschaftlicher oder künstleri-
scher Arbeit und zu verantwortlichem Handeln in einem freiheitlichen, demokratischen und 
sozialen Rechtsstaat fähig werden. Zu diesem Zweck vermitteln Bachelorstudiengänge wis-
senschaftliche Grundlagen, Methodenkompetenz und berufsfeldbezogene Qualifikationen. 
Konkretisierungen dieser allgemeinen Ziele für jeden Studiengang finden sich in den Anla-
gen. 

 

§ 24  
Studienangebot  

Der Fachbereich bietet folgende Bachelorstudiengänge an:  

- Computervisualistik (Anhang 1),  
- Informatik (Anhang 2),  
- Informationsmanagement (Anhang 3),  
- Wirtschaftsinformatik (Anhang 4).  

 

§ 25  
Zweck der Bachelorprüfung und akademischer Grad  

(1) Durch die Bachelorprüfung soll festgestellt werden, ob und in welchem Ausmaß die 
Kandidatin oder der Kandidat die für jedes Modul festgelegten Ziele im Sinne von § 23 er-
reicht hat, insbesondere ob sie oder er grundlegende fachwissenschaftliche Kenntnisse er-
worben hat und diese verwenden kann, um entsprechende Aufgaben methodisch fundiert 
erfüllen zu können und ob sie oder er die Voraussetzungen erfüllt, das Studium in einem der 
Masterstudiengänge nach dieser Ordnung fortsetzen zu können.  

(2) Nach erfolgreich absolviertem Bachelorstudium und bestandener Bachelorprüfung ver-
leiht der Fachbereich den akademischen Grad „Bachelor of Science“ mit der Kurzform 
„B.Sc.“. Dieser Hochschulgrad darf dem Namen der Absolventin oder des Absolventen bei-
gefügt werden.  

 

§ 26  
Zugangsvoraussetzungen  

(1) Zu einem der Bachelorstudiengänge nach dieser Ordnung wird zugelassen, wer über ei-
ne Hochschulzugangsberechtigung gemäß § 65 Abs. 1 HochSchG verfügt und den Prü-
fungsanspruch für den gewählten Studiengang nicht verloren hat.  

(2) Weitere Zugangsvoraussetzung sind ausreichende Englischkenntnisse, die in der Regel 
durch das Abiturzeugnis nachzuweisen sind. Es wird vorausgesetzt, dass die Studierenden 
über Sprachkenntnisse verfügen, die zur Lektüre englischsprachiger Fachliteratur und zur 
Teilnahme an Lehrveranstaltungen in englischer Sprache befähigen.  

(3) Bei ausländischen Studienbewerberinnen und Studienbewerbern, die ihre Hochschulzu-
gangsberechtigung nicht an einer deutschsprachigen Einrichtung erworben haben, wird der 



Nachweis ausreichender deutscher Sprachkenntnisse verlangt. Hierzu ist der Nachweis der 
Deutschen Sprachprüfung für den Hochschulzugang (DSH, Niveaustufe 2) oder des Test-
DAF (Niveaustufe 4) in allen Prüfungsbereichen vorzulegen. Über Ausnahmen entscheidet 
der Prüfungsausschuss.  
Von der Voraussetzung der Kenntnis der deutschen Sprache für einen Studiengang im 
Fachbereich 4 kann abgewichen werden, wenn Studierende im Rahmen entsprechender 
Partnerschaftsverträge mit anderen Hochschulen ausschließlich die in diesen Verträgen nä-
her spezifizierten Module belegen, welche als rein englische Angebote im Modulhandbuch 
ausgewiesen werden. In diesem Fall werden englische Sprachkenntnisse verlangt. Hierzu 
ist der Nachweis eines TOEFL mit mindestens 79 Punkten oder eines IELTS mit mindestens 
6,5 Punkten oder des Level B2 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für 
Sprachen, vorzulegen. Von dieser Ausnahme leitet sich kein Anspruch ab, ohne entspre-
chende Kenntnisse der deutschen Sprache den gesamten Studiengang in englischer Spra-
che studieren zu dürfen. 

(4) Die Zulassung zum Studium kann abgelehnt werden, wenn sich die Kandidatin oder der 
Kandidat an einer Hochschule in einem noch nicht abgeschlossenen Prüfungsverfahren be-
findet.  

 

§ 27  
Umfang und Art des Studiums und der Bachelorprüfung 

(1) Der zeitliche Gesamtumfang in Semesterwochenstunden (= SWS) der für den erfolgrei-
chen Abschluss des Studiums erforderlichen Lehrveranstaltungen (Pflicht- und Wahlpflicht-
veranstaltungen) und die Aufteilung in Pflichtmodule und Wahlpflichtmodule ist in den An-
hängen geregelt.   

(2) Die Bachelorprüfung besteht aus den studienbegleitenden Modulprüfungen und der Ba-
chelorarbeit.  

(3) Zum erfolgreichen Abschluss der Studiengänge müssen insgesamt 180 Leistungspunkte 
(LP) nachgewiesen werden. Davon entfallen 12 Leistungspunkte auf die Bachelorarbeit und 
3 auf das Kolloquium.  

 

§ 28  
Regelstudienzeit  

In den Bachelorstudiengängen beträgt die Regelstudienzeit einschließlich der Zeit für die 
Anfertigung der Bachelorarbeit drei Jahre (6 Semester).   

 

§ 29   
Bachelorarbeit  

(1) Die Bachelorarbeit soll zeigen, dass die Kandidatin oder der Kandidat in der Lage ist, 
sich innerhalb der Bearbeitungsfrist in ein überschaubares Problem aus dem Studiengebiet 
einzuarbeiten und es selbstständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten.  

(2) Das Thema der Bachelorarbeit ist so zu begrenzen, dass durchschnittliche Studierende 
mit einem Arbeitsaufwand entsprechend 12 Leistungspunkten die Arbeit erstellen und sich 
auf den zugehörigen Vortrag vorbereiten können.  

(3) Die Zulassung zur Bachelorarbeit erfolgt, wenn die oder der Studierende 135 Leistungs-
punkte im betreffenden Studiengang erworben hat.  

 



III. Gemeinsame Bestimmungen für die Masterstudiengänge  

 

§ 30  
Ziel des Masterstudiums  

(1) Die Masterstudiengänge sind forschungsorientierte wissenschaftliche Studiengänge, die 
auf den in einem Bachelorstudiengang erworbenen fachlichen und fachübergreifenden 
Kenntnissen, Fähigkeiten und Methoden aufbauen.  

(2) Ziel der Masterstudiengänge ist es, die Studierenden auf ein berufliches Tätigkeitsfeld 
vorzubereiten und ihnen die dafür erforderlichen fachlichen und fachübergreifenden Kennt-
nisse, Fähigkeiten und Methoden der Aufgabenstellung der Hochschule und dem jeweiligen 
Studiengang entsprechend so zu vermitteln, dass sie zu vertiefter wissenschaftlicher Arbeit 
und zu verantwortlichem Handeln in einem freiheitlichen, demokratischen und sozialen 
Rechtsstaat fähig werden. Zu diesem Zweck vermitteln Masterstudiengänge vertiefende 
wissenschaftliche Grundlagen, erweiternde bzw. vertiefende Methodenkompetenz und be-
rufsfeldbezogene Qualifikationen. Konkretisierungen dieser allgemeinen Ziele für jeden Stu-
diengang finden sich in den Anlagen. 

 

§ 31  
Studienangebot   

Der Fachbereich bietet folgende Masterstudiengänge an:  

- Computervisualistik (Anhang 5),  
- E-Government (Anhang 6) (deutschsprachig, englischsprachig),  
- Informatik (Anhang 7),  
- Informationsmanagement (Anhang 8),  
- Web and Data Science (Anhang 9) (englischsprachig),  
- Wirtschaftsinformatik (Anhang 10).  

 

§ 32  
Zweck der Masterprüfung und akademischer Grad  

(1) Durch die Masterprüfung soll festgestellt werden, ob die Kandidatin oder der Kandidat 
die für den Übergang in die Berufspraxis notwendigen wissenschaftlichen Fachkenntnisse 
erworben hat, die Zusammenhänge des Studienganges einschließlich ihrer interdisziplinä-
ren Aspekte beherrscht und die Fähigkeit besitzt, wissenschaftlich selbstständig zu arbeiten 
und auf Dauer neue Entwicklungen des Fachs selbstständig zu verfolgen und sich zu erar-
beiten.   

(2) Nach erfolgreich absolviertem Masterstudium und bestandener Masterprüfung verleiht 
der Fachbereich den akademischen Grad „Master of Science“ mit der Kurzform „M.Sc.“. 
Dieser Hochschulgrad darf dem Namen der Absolventin oder des Absolventen beigefügt 
werden.  

 

§ 33  
Zugangsvoraussetzungen  

(1) Zu einem Masterstudiengang nach dieser Ordnung kann nur zugelassen werden, wer 
das Zeugnis über die bestandene Bachelorprüfung nach dieser Ordnung oder ein Zeugnis 
über eine nach Maßgabe des § 10 anerkannte Abschlussprüfung besitzt und die Prüfung 
mindestens mit der Note „gut“ (2,5) abgeschlossen hat.   
Bei Vorliegen eines adäquaten Hochschulabschlusses kann unabhängig von der Gesamtno-
te eine Zulassung zum Masterstudiengang erfolgen, wenn besondere fachliche Gründe vor-



liegen. Mögliche fachliche Gründe sind beispielsweise die Bewertung der Bachelorarbeit mit 
„sehr gut“ oder eine mindestens einjährige Berufstätigkeit mit Bezug zu dem jeweiligen 
Fachgebiet des Studiengangs. 

(2) Für die Zulassung zu dem englischsprachigen Masterstudiengang Web and Data Sci-
ence sind fundierte Englischkenntnisse erforderlich. Diese gelten als nachgewiesen, wenn 
Level B2 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen bestanden wur-
de. Über Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss.  

(3) Nur vollständig eingereichte Bewerbungsunterlagen werden nach einem vom Prüfungs-
ausschuss festzulegenden, standardisierten Verfahren bewertet. Dabei entscheidet der Prü-
fungsausschuss auf der Grundlage der Abschlussnoten des vorangegangenen Studiums.   

(4) Stellt der Prüfungsausschuss fest, dass erforderliche Kompetenzen aus einem Bachelor-
studiengang für die Zulassung zu einem der Masterstudiengänge nicht nachgewiesen sind, 
kann durch ihn eine Zulassung unter Auflagen erfolgen. Mit dem Zulassungsbescheid erhält 
die oder der Studierende einen Bescheid, in dem die noch nachzuweisenden Kompetenzen 
aufgeführt sind sowie der Zeitraum, in dem sie nachzuweisen sind. Die noch zu erbringen-
den Leistungen dürfen einen Umfang von 30 Leistungspunkten nicht überschreiten. Die Auf-
lagen müssen bis zur Anmeldung der Masterarbeit erfüllt sein.  

(5) Die Zulassung zu einem der Masterstudiengänge kann auch erfolgen, wenn bis zum En-
de der Bewerbungsfrist das Zeugnis über die Bachelorprüfung noch nicht vorliegt, im Ba-
chelorstudiengang nachweislich bereits 150 Leistungspunkte erbracht wurden und der No-
tendurchschnitt der bisherigen Leistungen mindestens „gut“ (2.5) ist. Abs. 1 S. 2 und 3 gilt 
entsprechend.  

(6) Die Einschreibung für den Masterstudiengang erlischt von Amts wegen, wenn der Ba-
chelorabschluss nicht bis zum Ende des ersten Semesters im Masterstudiengang nachge-
wiesen wird.  

(7) § 26 Abs. 4 gilt entsprechend. 

 

§ 34  
Umfang und Art des Studiums und der Masterprüfung  

(1) Der zeitliche Gesamtumfang in Semesterwochenstunden (= SWS) der für den erfolgrei-
chen Abschluss des Studiums erforderlichen Lehrveranstaltungen (Pflicht- und Wahlpflicht-
veranstaltungen) und die Aufteilung in Pflichtmodule und Wahlpflichtmodule ist in den An-
hängen geregelt.   

(2) Die Masterprüfung besteht aus den studienbegleitenden Modulprüfungen und der Mas-
terarbeit.   

(3) Leistungen, die bereits zur Erfüllung der Zulassungsvoraussetzungen nach § 33 Abs. 1 
geführt haben, können nicht nochmals eingebracht werden.  

(4) An Stelle eines Wahlpflichtmoduls können Studierende eine Forschungsarbeit einrei-
chen, wenn dies in den Anhängen vorgesehen ist und wenn eine Hochschullehrerin bzw. ein 
Hochschullehrer entsprechende Arbeiten anbietet. Ziel der Forschungsarbeit ist es, unter in-
dividueller Betreuung der Hochschullehrerin bzw. des Hochschullehrers eine wissenschaftli-
che Aufgabe selbständig zu bearbeiten. Das Thema und die Abgabeform werden individuell 
vereinbart; die maximale Dauer für eine Forschungsarbeit beträgt sechs Monate und der In-
halt muss dem Leistungsumfang von 6 ECTS entsprechen..  

(5) In den Masterstudiengängen Computervisualistik, Informatik und Web and Data Science 
wird das Absolvieren eines Auslandssemesters dringend empfohlen.  

(6) Zum erfolgreichen Abschluss der Studiengänge müssen jeweils insgesamt 120 Leis-
tungspunkte (LP) nachgewiesen werden, davon entfallen 27 LP auf die Masterarbeit und 3 
auf das Kolloquium.   



 

§ 35  
Regelstudienzeit  

In den Masterstudiengängen beträgt die Regelstudienzeit einschließlich der Zeit für die An-
fertigung der Masterarbeit jeweils zwei Jahre (4 Semester).   

 

§ 36  
Masterarbeit  

(1) Die Masterarbeit soll zeigen, dass die Kandidatin oder der Kandidat in vorgegebener Zeit 
eine begrenzte Aufgabenstellung aus seinen Studienfächern mit wissenschaftlichen Metho-
den selbstständig lösen und neue Erkenntnisse gewinnen kann. Sie soll in der Regel einen 
anderen fachlichen Schwerpunkt haben als das Thema der Bachelorarbeit.  

(2) Das Thema der Masterarbeit ist so zu begrenzen, dass durchschnittliche Studierende mit 
einem Arbeitsaufwand entsprechend 27 Leistungspunkten die Arbeit erstellen und sich auf 
den zugehörigen Vortrag vorbereiten können.  

(3) Die Zulassung zur Masterarbeit erfolgt, wenn die oder der Studierende 60 Leistungs-
punkte im betreffenden Studiengang erworben hat. Wurden Auflagen bei der Zulassung zum 
Masterstudium erteilt, so müssen die Auflagen ebenfalls erfüllt sein. 

 



IV. Besondere Bestimmungen für die Masterstudiengänge Informationsmanagement, 
Wirtschaftsinformatik und E-Government  

§ 37  
Pflicht-Auslandssemester  

(1) In den Masterstudiengängen Informationsmanagement, Wirtschaftsinformatik und E-
Government ist ein Semester (Term) an einer ausländischen Universität zu absolvieren. 
Diese Pflicht gilt als erfüllt, wenn im Auslandsstudium mindestens 18 Leistungspunkte im 
Sinne dieser Ordnung erworben wurden.  

(2) Falls bereits in einem vorausgegangenen Studium ein Auslandsstudium nachgewiesen 
wird, das den Bedingungen nach Absatz 1 entspricht, gilt die Verpflichtung nach Absatz 1 
als erfüllt.  

(3) Eine Befreiung von der Verpflichtung nach Absatz 1 ist nur in begründeten Ausnahmefäl-
len auf Antrag durch den Prüfungsausschuss möglich.  

 

 

 

V. Schlussbestimmungen  

§ 38  
Ungültigkeit der Bachelor- oder Masterprüfung  

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Studien- oder Prüfungsleistung getäuscht 
und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so kann der 
Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für diese Studien- oder Prüfungsleistungen, ent-
sprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für nicht bestanden erklären. Die 
Prüferinnen bzw. Prüfer werden vorher gehört.  

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass 
die Kandidatin oder der Kandidat hierüber hinwegtäuschen wollte und wird diese Tatsache 
erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Be-
stehen der Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung vorsätzlich 
zu Unrecht bewirkt, so entscheidet der Prüfungsausschuss unter Beachtung des Landesver-
fahrensgesetzes.  

(3) Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äuße-
rung zu geben.  

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis, das Diploma Supplement und gegebenenfalls der ent-
sprechende Studiennachweis sind einzuziehen und gegebenenfalls neu zu erteilen. Mit die-
sen Dokumenten ist auch die Bachelor- oder Masterurkunde einzuziehen, wenn die Prüfung 
aufgrund einer Täuschungshandlung für „nicht bestanden“ erklärt wurde. Eine Entscheidung 
nach Absatz 1 und Abs. 2 S. 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum des Prü-
fungszeugnisses ausgeschlossen.  

 

§ 39  
Aufbewahrungspflichten  

Unterlagen über Studien- und Prüfungsleistungen (mit Ausnahme der Bachelor- und der 
Masterarbeit) werden zwei Jahre nach Abschluss der letzten Prüfungsleistung (Datum des 
Zeugnisses) aufbewahrt und können nach dieser Frist den Absolventinnen und Absolventen 
ausgehändigt werden. Werden die Unterlagen über Studien- und Prüfungsleistungen nicht 
innerhalb von 6 Monaten nach Ablauf der 2-Jahresfrist beim zuständigen Hochschulprü-



fungsamt abgeholt, werden die Unterlagen vernichtet. Die Bestimmungen zur Archivierung 
von Zeugnissen, Urkunden und Diploma Supplements bleiben hiervon unberührt.   

 

§ 40  
Inkrafttreten  

Diese Ordnung tritt am 01. Oktober 2019 in Kraft.  

 

 

 

Mainz, den 09. Juli 2019  Die Dekanin des Fachbereichs 4:  
Informatik  

Prof. Dr. Maria Wimmer  


